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Neubau eines gemeinsamen Feuerwehrgerätehauses für die Freiwilligen Feuerwehren 
Ringsee, 
Rothenturm und Unsernherrn mit integriertem Ausbildungsstützpunkt für alle Ingolstädter 
Feuerwehren 
- Programmgenehmigung - 
(Referenten: Herr Müller, Herr Hoffmann) 
 
 
Antrag: 
 
1.) Für den Neubau eines gemeinsamen Feuerwehrgerätehauses für die Freiwilligen Feuerwehren 

Ringsee, Rothenturm und Unsernherrn mit integriertem Ausbildungsstützpunkt wird auf Basis 
der vorgelegten Raumprogramme und einer Grobkostenschätzung von 13,5 Mio. EUR die 
Programmgenehmigung erteilt. 

 
2.) Mit der Errichtung und künftigen Bewirtschaftung des Feuerwehrgerätehauses mit integriertem 

Ausbildungsstützpunkt wird die INKoBau GmbH & Co. KG (INKoBau) zu folgenden 
Rahmenbedingungen betraut: 

 
a. Für die Umsetzung des Projektes erhält die INKoBau einen weitergeleiteten 

Baukostenzuschuss für die Stellplätze (geschätzte Fördermittel von 1,4 Mio. EUR). Für 
die nicht durch den Baukostenzuschuss gedeckten Investitionskosten erhält die INKoBau 
eine Barkapitaleinlage in Höhe von 25 % (geschätzt 3 Mio. EUR). 

b. Für die Anmietung des Objektes schließt die Stadt Ingolstadt mit der INKoBau einen 
Mietvertrag über 30 Jahre zur Refinanzierung von 75 % der Projektkosten abzüglich des 
Baukostenzuschusses (9,1 Mio. EUR) sowie der Bewirtschaftungs- und Unterhalts-
kosten; der Vertragsabschluss steht unter dem Vorbehalt der Genehmigung durch die 
Regierung von Oberbayern.  

c. Das im Eigentum der Stadt Ingolstadt stehende Grundstück Fl.Nr. 2088 Gem. 
Unsernherrn (3.176 m²) für die Errichtung des Feuerwehrgerätehauses mit integriertem 
Ausbildungsstützpunkt wird, auf Basis eines zu erstellenden Wertgutachtens, im Wege 
der Sacheinlage auf die INKoBau übertragen.  

d. Für die erforderliche Fremdfinanzierung (geschätzt 9,1 Mio. EUR) durch die INKoBau 
GmbH & Co. KG wird die Stadt Ingolstadt zur Optimierung der Zinskonditionen eine harte 
Patronatserklärung gegenüber den finanzierenden Geldgebern abgeben, vorbehaltlich 
der Genehmigung durch die Regierung von Oberbayern. 

e. Die Geschäftsführung der INKoBau wird ermächtigt, die Planungsleistungen stufen-
weise, zunächst für die Leistungsphasen 1 - 3 HOAI in einem Kostenrahmen von bis zu 
1,4 Mio. EUR zu vergeben. Die benötigten Haushaltsmittel 2024 in Höhe von 1,2 Mio. 
Euro (Bestandteil der Barkapitaleinlage aus Buchstabe a) für das Vergabeverfahren und 
die Planungsleistungen bis zur Leistungsphase 3 werden nach Inkrafttreten der 
Haushaltssatzung als Barkapitaleinlage fällig. 

 
3.) Die Geschäftsführung der INKoBau wird verpflichtet, die Kostenberechnungen nach Abschluss 

der Leistungsphase 3 dem Stadtrat zur Erteilung der Projektgenehmigung vorzulegen. Im 
Rahmen der Projektgenehmigung sind zusätzlich die abschließenden Finanzierungsmodalitäten 
zu beschließen. 

 



4.) Die erforderlichen Haushaltsmittel für die Zahlung der Kapitaleinlage in Höhe von 1,2 Mio. Euro 
in 2024 werden auf der Haushaltsstelle 872000.936000 – Ingolstädter Kommunalbauten GmbH 
& Co. KG, Erwerb von Anteilsrechten - bereitgestellt. Die dafür notwendigen überplanmäßigen 
Ausgaben werden – aufschiebend bedingt nach Inkrafttreten der Haushaltssatzung 2024– durch 
Minderausgaben bei der Haushaltsstelle 130000.949000 – Brand- und Katastrophenschutz, 
Hochbaumaßnahmen, Feuerwehrgerätehaus Ringsee Neubau – gedeckt. 

 
5.) Die erforderlichen Haushaltsmittel für die Zahlung der Kapitaleinlage in Höhe von 0,2 Mio. Euro 

in 2025 werden auf der Haushaltsstelle 872000.936000 - Ingolstädter Kommunalbauten GmbH 
& Co. KG, Erwerb von Anteilsrechten - angemeldet. Die für die Auftragsvergabe notwendigen 
außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigungen werden – aufschiebend bedingt nach 
Inkrafttreten der Haushaltssatzung 2024 - durch verminderte Verpflichtungsermächtigungen bei 
der Haushaltsstelle 130000.949000 in 2025 gedeckt. 

 
 
 

Ausschuss für Stadtentwicklung, Bau, Umwelt und 
Nachhaltigkeit 

14.03.2024 Vorberatung 

Ausschuss für Finanzen, Liegenschaften, Wirtschaft und 
Arbeit 

19.03.2024 Vorberatung 

Kommission für Brand- und Katastrophenschutz sowie 
Rettungswesen 

21.03.2024 Vorberatung 

Stadtrat 10.04.2024 Entscheidung 

 
 
Stadtrat vom  10.04.2024 
  
Der Tagesordnungspunkt wird abgesetzt.  
 
 

 


